
stimmt, Stimmenthaltungen gab es auch keine. Damit 
ist der Dringlichkeitsantrag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Wir kommen zum Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordne-
ten Rinderspacher, Ritter, Schindler und anderer und 
Fraktion (SPD) betreffend "Maßnahmen in der Einfüh-
rungsphase der Datenschutz-Grundverordnung", 
Drucksache 17/22387: Mit Ja haben 50 gestimmt, mit 
Nein haben 72 gestimmt, Stimmenthaltungen: keine. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Damit wir es heute Nacht nicht vergessen, gebe ich, 
bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
noch bekannt, dass Frau Staatsministerin a. D. Ulrike 
Scharf anstelle von Herrn Markus Blume neues Mit-
glied im Ausschuss für Wirtschaft und Medien, Infra-
struktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 
wird. Herr Kollege Markus Fröschl wird anstelle von 
Frau Kollegin Scharf neues Mitglied im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration. 
– Ich wünsche Ihnen in den neuen Aufgaben viel Er-
folg.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus 
Rinderspacher, Annette Karl, Natascha Kohnen u. 
a. und Fraktion (SPD)
Starkregenereignisse in Bayern (Drs. 17/22368) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch u. a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER)
Bürger in Bayern vor Starkregenereignissen 
schützen! (Drs. 17/22392) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erste Red-
nerin ist Frau Kollegin Karl. Bitte schön, Frau Kollegin, 
Sie haben das Wort.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Das Thema Wasser zum Zweiten 
am heutigen Tag: Im Mai hat es vor allem in Nordbay-
ern viele Gewitter und Starkregenereignisse gegeben. 
Manche Orte haben zweimal in einer Woche "Land 
unter" gemeldet, zum Beispiel Konnersreuth in der 
Oberpfalz und Arzberg in Oberfranken. Unser Dank 
gilt zunächst einmal allen Helferinnen und Helfern, die 
den Betroffenen über Stunden geholfen haben, Keller 
freizupumpen, Häuser auszuräumen und Straßen 
wieder befahrbar zu machen.

(Beifall bei der SPD und des Abgeordneten Tobi-
as Reiß (CSU))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Starkregener-
eignisse waren extrem und sehr punktuell; in den 
Nachbarorten ist praktisch nichts passiert. Diese ex-
tremen Ereignisse sind noch sehr selten, nehmen 
aber wegen des Klimawandels ständig zu. Sie zeigen 
immer wieder die Problemlagen in den Orten auf: Da 
gibt es kleine Bächlein, die sich in reißende Fluten 
verwandeln; Kanäle, die die Wassermassen nicht 
mehr aufnehmen können; Böden, die nach langer Tro-
ckenheit – wie gegenwärtig – nicht genügend Wasser 
aufnehmen können. Wo die Vegetation keinen natürli-
chen Wall bilden kann, rauscht das Wasser ungehin-
dert weiter. Hier stehen oft Äcker mit Mais, besonders 
in Hanglagen, im Fokus, weil dort das Wachstum hin-
ter dem anderer Pflanzen etwas zurücksteht und da-
durch große Freiräume zwischen den Pflanzen ent-
stehen, die das Wasser einfach durchlassen. 
Wertvoller Humus wird dadurch von den Äckern weg-
geschwemmt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Kampf gegen 
den Klimawandel werden wir hier im Landtag nicht al-
lein bestreiten können. Wir können aber schauen, 
dass die Staatsregierung den Kommunen und ihren 
Bewohnern ausreichend Unterstützung beim Klima-
schutz gewährt und damit auch ihrer Fürsorgepflicht 
nachkommt.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt für präventive Maßnahmen, für fachliche Be-
ratung und Unterstützung, für Maßnahmen gegen die 
Erosion der Böden und für die versicherungstechni-
sche Absicherung von Schadensfällen, insbesondere 
deshalb, weil die Staatsregierung beschlossen hat, ab 
dem 1. Juli 2019 keine finanzielle Unterstützung als 
Soforthilfe mehr bei solchen Schadensereignissen zu 
gewähren.

Nach der letzten Hochwasserkatastrophe gab es gute 
Ansätze, zum Beispiel das Hochwasserschutz-Ak-
tionsprogramm 2020plus. Wir sehen allerdings weite-
re Handlungsbedarfe. Die Wasserwirtschaftsämter 
brauchen mehr Personal zur Beratung. Seit 2004 sind 
dort 600 Stellen abgebaut worden. Bis 2022 sind 600 
weitere Stellenstreichungen vorgesehen. Hier müssen 
wir massiv gegensteuern.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen Gesamtlösungen gemeinsam mit den 
Kommunen und der Landwirtschaft. Zum Beispiel 
muss das Projekt "boden:ständig" bayernweit ausge-
rollt werden. Die Kommunen bekommen Maßnahmen 
zum Hochwasserschutz gefördert; das ist gut so. Fakt 
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